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Allgemeine Steuerzahlungstermine im Juni 2024    

Fälligkeit Steuerart Ende der 
Schonfrist 

Mo. 10.06. Lohnsteuer, Kirchensteuer, 
Solidaritätszuschlag Do. 13.06. 

Mo. 10.06. Einkommenssteuer, Kirchensteuer, 
Solidaritätssteuer Do. 13.06. 

Mo. 10.06. Körperschaftssteuer, Solidaritätszuschlag Do. 13.06. 

Mo. 10.06. Umsatzsteuer Do. 13.06. 

Di. 25.06. Sozialversicherung  

 
Die 3-tägige Schonfrist gilt nur bei Überweisungen; maßgebend ist die Gutschrift auf dem Konto der 
Finanzbehörde. 
Dagegen muss bei Scheckzahlung der Scheck spätestens 3 Werktage vor dem Fälligkeitstermin 
eingereicht werden. 

 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
Steuerberatungsgesellschaft 
Straße des 17. Juni 106-108 
10623 Berlin 
 

T + 49. 30. 88 77 58 - 0 
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1.) Gewinn aus marktüblicher Veräußerung einer Mitarbeiterbeteiligung stellt keinen  
lohnsteuerbaren Arbeitslohn dar 

Der Gewinn (Differenz zwischen [Rück-]Kaufpreis und Anschaffungskosten) aus der marktüblichen 
Veräußerung einer Mitarbeiterbeteiligung ist kein lohnsteuerbarer Vorteil, auch wenn der Arbeit-
nehmer die Beteiligung an seinem Arbeitgeber zuvor verbilligt erworben hat. So entschied der 
Bundesfinanzhof. 

Auch durch Dritte gewährte Vorteile, soweit diese durch das Arbeitsverhältnis veranlasst sind, 
können zu Arbeitslohn führen. Wenn der zugewendete Vorteil auf anderen (Sonder-) Rechts-
beziehungen beruhe, scheide die Annahme von Arbeitslohn dagegen aus. Vorliegend sei zwar nicht 
streitig, dass dem Kläger die Beteiligung nur aufgrund seines Arbeitsverhältnisses angeboten 
worden sei. Ein Vorteil, der zu steuerbarem Arbeitslohn führe, sei aber nur insoweit zu bejahen, wie 
die Beteiligung verbilligt eingeräumt worden sei.  

Nur wenn den Arbeitnehmern im Verhältnis zu den Drittinvestoren ein marktunüblicher Überpreis 
gewährt worden wäre, hätte in Höhe des Überpreises steuerbarer Arbeitslohn vorgelegen. Davon ist 
im Fall des Klägers jedoch nicht auszugehen gewesen. Der Veräußerungsgewinn im Jahr 2007 ist 
auch nach Auffassung des Finanzamts von keinem anderen Steuertatbestand erfasst worden, der 
Gewinn war im Ergebnis also steuerfrei.  

Hinweis 

Ab 2018 werden derartige Veräußerungserlöse als Einkünfte aus Kapitalvermögen besteuert; 
allerdings nur mit dem gesonderten Steuertarif von 25 %. Die Attraktivität derartiger 
Beteiligungsmodelle wird damit eingeschränkt, verliert aber angesichts des regelmäßig höheren 
individuellen Steuersatzes der an solchen Gestaltungen beteiligten Arbeitnehmer aus der 
Führungsebene nicht an Attraktivität. 

2.) Verspätete Pauschalversteuerung kann teuer werden 

Aufwendungen von mehr als 110 Euro je Beschäftigten für eine betriebliche Jubiläumsfeier sind als 
geldwerter Vorteil in der Sozialversicherung beitragspflichtig, wenn sie nicht mit der Entgelt-
abrechnung, sondern erst erheblich später pauschal versteuert werden. Das Bundessozialgericht hat 
der Deutschen Rentenversicherung Oldenburg-Bremen Recht gegeben und die gegenteiligen Ent-
scheidungen der Vorinstanzen aufgehoben. 

3.) Mehrfache Ausschöpfung des Höchstbetrags für Investitionsabzugsbeträge 

Der Kläger betrieb einen Großhandel mit Altmaterialien und erbte zudem einen Schrotthandel. Er 
beantragte Investitionsabzugsbeträge für beide Betriebe, die in der Summe den Höchstbetrag von 
€ 200.000 überschritten. Das beklagte Finanzamt berücksichtigte jedoch nur den Höchstbetrag. 
Der Kläger war der Ansicht, dass zwei unabhängige Betriebe vorliegen würden. Entsprechend seien 
zwei Höchstbeträge zu berücksichtigen.  

Die Klage hatte vor dem Finanzgericht Düsseldorf keinen Erfolg. Es handelt sich um einen einheit-
lichen Gewerbebetrieb, basierend auf räumlicher Nähe, ähnlichen Tätigkeiten und organisatorischem 
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Zusammenhang. Die persönliche Motivation des Klägers zu einer Trennung der Betriebe ist nicht 
ausschlaggebend. Das Urteil ist nicht rechtskräftig. 

Hinweis 

Bemerkenswert ist, dass in den Fällen der Betriebsaufspaltung lt. Urteil des Bundesfinanzhofs 
vom 17.07.1991 das Besitz- und das Betriebsunternehmen bei der Prüfung der Gewinngrenze des 
§ 7g Absatz 1 Satz 2 Nr. 1 Buchst. b EStG getrennt zu beurteilen sind. Gleiches gilt bei 
Organschaften. Bis zur Entscheidung des Bundesfinanzhofs im vorliegenden Fall bleibt es 
spannend. 

4.) An Arbeitnehmer ausgezahlte Energiepreispauschale ist steuerbar 

Der Kläger erhielt im Jahr 2022 von seinem Arbeitgeber die Energiepreispauschale in Höhe von 
€ 300 ausgezahlt. Das beklagte Finanzamt berücksichtigte diese im Einkommensteuerbescheid für 
2022 als steuerpflichtigen Arbeitslohn. Der Kläger machte geltend, dass die Energiepreispauschale 
keine steuerbare Einnahme sei. Es handele sich um eine Subvention des Staates, die in keinem 
Veranlassungszusammenhang zu seinem Arbeitsverhältnis stehe. Des Weiteren sei sein Arbeitgeber 
lediglich als Erfüllungsgehilfe für die Auszahlung der Subvention tätig geworden. 

Das Finanzgericht Münster wies die Klage ab. Der Gesetzgeber hat die Energiepreispauschale 
konstitutiv den Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit zugeordnet. Auf einen Veranlassungs-
zusammenhang mit der eigenen Arbeitsleistung kommt es daher nicht mehr an. Darüber hinaus sei 
der entsprechende Paragraf des Einkommensteuergesetzes auch verfassungsgemäß.  

Das Finanzgericht ließ die Revision zum Bundesfinanzhof zu. Das Gerichtsverfahren wurde sowohl 
von Steuerpflichtigen als auch von der Finanzverwaltung als Musterverfahren angesehen. Zu der  
Besteuerung der Energiepreispauschale sind bundesweit noch tausende Einspruchsverfahren in den 
Finanzämtern anhängig. Ob die Revision vom Kläger eingelegt wurde, ist derzeit noch nicht bekannt.  

Hinweis 

Die Steuerpflicht der Energiepreispauschale gilt nicht für pauschal besteuerten Arbeitslohn. 
Hier erfolgt keine Versteuerung der Energiepreispauschale. Jedoch gilt dies nur dann, wenn der 
Arbeitnehmer ausschließlich pauschal besteuerten Arbeitslohn (z. B. Minijobs) im gesamten Jahr 
2022 bezogen hat. Wenn neben dem pauschal besteuerten Arbeitslohn weitere anspruchs-
berechtigte Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft, Gewerbebetrieb oder selbständiger 
Arbeit erzielt wurden, gehört die Energiepreispauschale zu den sonstigen Einkünften.  

Bei Rentnern gilt die Energiepreispauschale als Einnahme aus sonstigen Einkünften, da die 
Auszahlung durch die Deutsche Rentenversicherung bzw. die landwirtschaftliche Alterskasse 
erfolgte. Rentner, die die Energiepreispauschale für Rentenbeziehende im Dezember 2022 durch 
den Renten Service der Deutschen Post AG oder die Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-
Bahn-See oder die landwirtschaftliche Alterskasse erhalten haben, müssen den ausgezahlten 
Betrag nicht in der Einkommensteuererklärung für 2022 angeben. 
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5.) Kein anteiliger Erwerb eines zur Erbmasse gehörenden Grundstücks bei entgeltlichem 
Erwerb eines Miterbenanteils 

Der Bundesfinanzhof hatte zu entscheiden, ob der Erwerb eines Anteils an einer Erbengemeinschaft 
dem anteiligen Erwerb des im Nachlass befindlichen Grundstücks gleichsteht. 

Im Verfahren war der Kläger Teil einer Erbengemeinschaft, die aus drei Erben bestand. Zum 
Vermögen der Erbengemeinschaft gehörten Immobilien. Der Kläger kaufte die Anteile seiner beiden 
Miterben und veräußerte anschließend die Immobilien. Das Finanzamt sah in dem Verkauf ein steuer-
pflichtiges privates Veräußerungsgeschäft. 

Das Finanzgericht München folgte der Auffassung der Finanzverwaltung, indem es im entgeltlichen 
Erwerb eines Erbanteils von der Erbengemeinschaft eine Anschaffung des zum Nachlass gehörenden 
Grundstücks des Privatvermögens sieht. Als nunmehriger Alleineigentümer veräußert er das Grund-
stück innerhalb von nicht mehr als zehn Jahren seit dem entgeltlichen Erwerb des Erbanteils. 
Insoweit ist der Veräußerungsgewinn steuerbar (§ 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EStG), soweit er auf den 
entgeltlich hinzuerworbenen Anteil entfällt.  

Der Bundesfinanzhof ist dem entgegengetreten. Der entgeltliche Erwerb eines Anteils an einer 
Erbengemeinschaft führt nicht zur anteiligen Anschaffung eines zum Gesamthandsvermögen der 
Erbengemeinschaft gehörenden Grundstücks.  

Hinweis 

Der Bundesfinanzhof hat somit seine Rechtsprechung geändert und sich der Ansicht der 
Finanzverwaltung entgegengestellt. 

6.) Wann diskriminiert eine Formulierung in einer Stellenanzeige ältere Bewerber? 

Ein 50-jähriger Bewerber hatte eine Absage auf seine Bewerbung als Verkäufer bei einem Tank-
stellenbetreiber erhalten. Anschließend machte er mit einer Klage u. a. einen Anspruch auf Ent-
schädigung in Höhe von 1.500 Euro nach dem Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz (AGG) geltend. 
In der Ausschreibung des Tankstellenbetreibers hieß es u. a.: „Wir sind ein junges, dynamisches Team 
mit Benzin im Blut und suchen Verstärkung.“ Der Bewerber war der Auffassung, die Formulierung 
sei ein Hinweis auf eine Altersdiskriminierung. „Jung“ beziehe sich auf das Alter der zu suchenden 
Team-mitglieder. Der Arbeitgeber hingegen vertrat die Ansicht, die Stellenanzeige enthalte keine 
Alters-vorgabe. Die Formulierung beschreibe vielmehr das Team.  

Das Landesarbeitsgericht Mecklenburg-Vorpommern wies die Klage ab und folgte der Argumenta-
tion des Arbeitgebers. Es handelt sich um eine überspitzte, ironische, nicht ernst gemeinte, in der 
Form eines Werbeslogans gehaltene Beschreibung der zu besetzenden Stelle, nicht um die 
Darstellung von Anforderungen an einen potenziellen Bewerber. Der Arbeitgeber hat die Stelle in 
seinem Betrieb somit nicht unter Verstoß gegen das Verbot der Altersdiskriminierung 
ausgeschrieben. Daher steht dem Bewerber keine Entschädigung wegen Diskriminierung zu.  

 

 


